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I I .  Umweltber icht  

Umweltbericht zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 2 „Harthfeld II“ in Verbindung mit der 

25. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Büren, Büro für Landschaftsplanung Mes-

termann, Warstein-Hirschberg, März 2026 

 

 

Anlagen 

Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 2 „Harthfeld 

II“ in Verbindung mit der 25. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Büren; Büro für 

Landschaftsplanung Mestermann, Warstein-Hirschberg, März 2026 

 

Schalltechnisches Gutachten -Immissionsprognose- Bebauungsplan im Bereich Hepern-

straße in Büren-Harth, Untersuchung der Geräuscheinwirkungen durch den Sportanlagen-

lärm, Ingenieurbüro Richters & Hüls, Ahaus, April 2024 

 

Schalltechnische Stellungnahme zur Machbarkeit der Errichtung eines Feuerwehrgerä-

tehauses im Ortsteil Harth der Stadt Büren, Ingenieurbüro Richters & Hüls, Ahaus, April 2026 

 

Geruchsgutachten Bebauungsplan im Bereich Hepernstraße in Büren-Harth, Nr. G-5408-

02; Ingenieurbüro Stadt Büren Richters & Hüls; Ahaus; März 2021 
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Fachbeitrag Regenwasser zum Bebauungsplan Nr. 2 „Harthfeld II“, Büren, OT Harth; Inge-

nieurbüro Welling & Partner, Büren, März 2026 
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1 Anlass und Ziele für Änderung des Flächennutzungsplans 

Der Rat der Stadt Büren hat in seiner Sitzung am 02.06.2022 die Aufstellung des Bebauungs-

planes Nr. 2 „Harthfeld II“ am südöstlichen Ortsrand des Ortsteils Harth und die 25. Änderung 

des Flächennutzungsplanes beschlossen.  

Grundlage für diese Entscheidung ist, den Wohnstandort Harth zu stärken und die ansteigende 

Nachfrage nach Wohnbaugrundstücken in dem Ortsteil zu befriedigen, um sowohl den ansäs-

sigen Bauwilligen aber auch Neubürgern die Möglichkeit zu geben, ihren Lebensmittelpunkt in 

dem südlichen Ortsteil der Stadt Büren zu wählen bzw. beizubehalten. 

 

Darüber hinaus ist am östlichen Ortsaugang die Errichtung eines neuen Feuerwehrgerätehau-

ses nördlich der „Hepernstraße“ / K 35 vorgesehen, da die Räumlichkeiten des bestehenden 

Feuerwehrgerätehauses nicht mehr den aktuellen Anforderungen entsprechen. Der geplante 

Standort an der „Hepernstraße“ / K 35 bietet sowohl eine gute Erreichbarkeit für die Einsatz-

kräfte als auch eine verbesserte Anbindung an das Straßennetz. Dadurch kann die Erreich-

barkeit von Gefahren-/Brandstellen erhöht und die Anfahrzeiten reduziert werden. 

Das Gebäude soll zukünftig von der Löschgruppe Harth der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt 

Büren genutzt werden.  

Die Stadt Büren hat unterschiedliche Konzepte für die Realisierung von Feuerwehrgerätehäu-

sern aufgestellt (vgl. „Freiwillige Feuerwehr Büren – Abschlussbericht Nutzerbedarfsanforde-

rung und Konzeptplanung“, kplan AG). Alternative Flächen mit gleicher Eignung stehen da-

nach nicht zur Verfügung. 

 

Für die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 2 „Harthfeld II“ auf der Harth ist die 25. Änderung 

des rechtswirksamen Flächennutzungsplans der Stadt Büren erforderlich, da dieser den Plan-

bereich derzeit noch als Fläche für die Landwirtschaft darstellt. Mit der 25. Änderung des Flä-

chennutzungsplans soll das Plangebiet zukünftig als Wohnbaufläche (W) dargestellt werden.  

 

Die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 2 „Harthfeld II“ und die 25. Änderung des Flächen-

nutzungsplans werden im Parallelverfahren gem. § 8 (3) BauGB durchgeführt. 

 

 

2 Räumlicher Änderungsbereich 

Der Änderungsbereich befindet sich am südöstlichen Siedlungsrand des Ortsteils Harth und 

grenzt im Süden an die „Hepernstraße“ / K 35. Westlich und nördlich an der „Hubertusstraße“ 

bzw. an der Straße „Eselskamp“ befinden sich Wohnbauflächen, die bereits mit Wohnhäusern 

bebaut sind. Östlich grenzen landwirtschaftlich genutzte Flächen an den Änderungsbereich. 

 

Der Änderungsbereich hat eine Größe von rund 1,4 ha und umfasst die Flurstücke 216 (tlw.), 

299 und 307 (tlw.) der Flur 3 der Gemarkung Harth. Die genaue Lage und Abgrenzung sind 

der Planzeichnung zu entnehmen. 
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Abbildung 1: Übersichtsplan Lage des Änderungsbereiches im Gemeindegebiet, ohne Maßstab (Quelle: www.tim-

online.nrw.de; eigene Darstellung) 

 

 

3 Vorgaben des Regionalplans OWL 

Der rechtskräftige Regionalplan OWL der Bezirksregierung Detmold trifft für den Ortsteil Harth 

und damit auch für das Plangebiet die Festsetzung als Allgemeiner Freiraum- und Agrarbe-

reich. Dadurch ist es möglich, den Bedarf an zusätzlichem Wohnraum durch eine behutsame 

Ausweisung und Inanspruchnahme von Freiflächen zu nutzen, um so die Funktionen der Ort-

schaft zu sichern und eine der vorhandenen Struktur angepasste Erweiterung des Siedlungs-

bereiches zu ermöglichen. 

 

Die geplante Bauleitplanung geht somit mit den Festsetzungen des Regionalplans OWL kon-

form. 

 

http://www.tim-online.nrw.de/
http://www.tim-online.nrw.de/
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Abbildung 2: Auszug aus dem rechtskräftigen Regionalplan OWL für den Regierungsbezirk Detmold; 

Blatt 39 mit Lage des Änderungsbereiches (rot umrandet); ohne Maßstab (Quelle: www.bezreg-det-

mold.nrw.de; eigene Darstellung) 

 

 

4 Änderungsinhalte 

Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Büren ist der Änderungsbereich als „Flä-

che für die Landwirtschaft“ gem. § 5 (2) Nr. 9a BauGB dargestellt. Damit das Entwicklungsge-

bot gem. § 8 (2) BauGB gewahrt bleibt, wird der Flächennutzungsplan mit der 25. Änderung 

geändert. Es ist geplant die „Fläche für die Landwirtschaft“ als „Wohnbaufläche (W)“ gem. § 1 

(1) Nr. 1 BauNVO darzustellen. Der für das Feuerwehrgerätehaus vorgesehene Bereich wird 

als „Fläche für den Gemeinbedarf, Feuerwehr“ gem. § 5 (2) Nr. 2 BauGB dargestellt. 

 

Die landesplanerische Zustimmung gem. § 34 LPlG zu dieser geplanten Änderung des Flä-

chennutzungsplans wurde mit Schreiben vom 07.10.2020, Az.: 32.704.20.5-4025 durch die 

Bezirksregierung Detmold erteilt. 

 

Die Anpassung des Flächennutzungsplans erfolgt im Parallelverfahren zu der Aufstellung des 

Bebauungsplans Nr. 2 „Harthfeld II“. 

 

 

 

http://www.bezreg-detmold.nrw.de/
http://www.bezreg-detmold.nrw.de/
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Abbildung 3: Auszug aus dem wirksamen Flä-

chennutzungsplan der Stadt Büren (Änderungs-

bereich schwarz gestrichelt umrandet); ohne Maß-

stab (Quelle: Stadt Büren, eigene Darstellung) 

 
Abbildung 4: geplante 25. Änderung des Flächen-

nutzungsplanes der Stadt Büren (Änderungsbe-

reich schwarz gestrichelt umrandet); ohne Maß-

stab (Quelle: Stadt Büren, eigene Darstellung) 

 
 

5 Verkehrliche Erschließung 

Die örtliche und überörtliche Anbindung des Plangebietes an das Straßennetz erfolgt über die 

„Hepernstraße“ / K 35. Die Straße stellt die östliche Haupterschließung des Ortsteils Harth dar 

und ist Bestandteil der Ortsdurchfahrt.  

Derzeit erfolgt durch den Kreis Paderborn die Umgestaltung der Ortsdurchfahrt mit der Anlage 

eines Fuß-/Radweges, sodass das Gebiet auch fußläufig über die „Hepernstraße“ gut erreich-

bar sein wird. 

 

 

6 Niederschlagswasserbehandlung / Starkregenbetrachtung 

Für die Erschließung des Plangebietes wurde vom Büro Welling & Partner der Fachbeitrag 

zum Thema Wasserbilanz und Starkregen erstellt (siehe Fachbeitrag Regenwasser zum Be-

bauungsplan „Harthfeld II“ Büren OT Harth; Ingenieurbüro Welling & Partner, März 2026). In 

diesem Fachbeitrag wurden neben der Analyse der Wasserbilanz auch die Auswirkungen ei-

ner pluvialen Flut sowohl im Baugebiet selbst als auch im angrenzenden Siedlungsbereich 

untersucht. 
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Wasserbilanz 

Die Anforderungen der DWA an die Bauleitung beziehen sich auf eine Reduzierung des Di-

rektabflusses des Regenwassers über Kanalisationen. Um dieses Ziel zu erreichen, soll die 

Versickerung und Verdunstung mit Maßnahmen wie Dachbegrünung, Sickerpflaster auf Pri-

vatflächen und im Straßenraum sowie Vergrößerung der Grünflächen erhöht werden. 

 

Bei der Verdunstung liegt der Wert mit 10 % der Verschlechterung in Bezug auf den Referenz-

zustand im erlaubten Bereich der 10% Abweichung. 

 

Die Versickerungsrate / Grundwasserneubildung erhöht sich um 10 % und der Abfluss liegt 

mit 0 % Veränderung ebenfalls in der erlaubten 10 % Abweichung. Insgesamt liegen die Ab-

weichungen innerhalb des Bebauungsplanes Nr. 2 „Harthfeld II“ im erlaubten Bereich. 

 

Selbst wenn die nicht verpflichtende Dachbegrünung auf Garagen und Flachdächern nur rest-

riktiv oder gar nicht von den Bauherren umgesetzt wird, ist die sich daraus ergebende Ver-

schlechterung der Verdunstung so gering, dass sie akzeptiert werden kann und keine erhebli-

chen Auswirkungen auf die Wasserbilanz nach sich zieht. 

 

 

Starkregen – Notwasserweg 

Alle Wegverbindungen des Baugebietes leiten das oberflächlich abfließende Niederschlags-

wasser bei Starkregen an den nordöstlichen Rand des Plangebietes. 

Um hier die Unterlieger nicht zu gefährden, erfolgt von dort aus die schadlose Ableitung nach 

Osten auf eine Ackerfläche, die als Mulde ausgebildet wird und als Notwasserweg dient. Von 

dort erfolgt die Ableitung über den Wirtschaftsweg nach Norden. 

Durch die vorgesehene Höhenentwicklung und Retentionsmaßnahmen werden sowohl die 

Neubebauung als auch die Bestandsbebauung vor außergewöhnlichen Starkregen geschützt. 

Es wird eine Sockelhöhe der Wohnhäuser von mindestens 25 cm über Straßenendausbau-

höhe empfohlen. 

Im neuen Baugebiet besteht keine signifikante Gefahr bei Starkregen. Die angrenzende be-

stehende Bebauung wird durch das Anlegen von Notwasserwegen und Retentionsräumen mit 

der Erschließung des Baugebietes bessergestellt. 

 

Der „Fachbeitrag Regenwasser“ mit der Wasserhaushaltsbilanz sowie der Wasserabflussstra-

tegie ist dieser Begründung als Anlage beigefügt. 

 

 

7 Immissionsschutzrechtliche Belange 

Immissionen durch die vorhandene Sportanlage 

Östlich des geplanten Wohngebietes befindet sich in ca. 230 m Entfernung eine Sportanlage 

mit einem Fußballfeld und einem Vereinsheim. Um Aussagen hinsichtlich potenzieller immis-

sionsschutzrechtlicher Konflikte zu erhalten, wurde durch das Büro Richters & Hüls gutachter-

lich untersucht, ob es zu beeinträchtigenden Geräuschen kommt (vgl. Anlage: Schalltechni-

sches Gutachten -Immissionsprognose- Bebauungsplan im Bereich Hepernstraße in Büren-
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Harth, Untersuchung der Geräuscheinwirkungen durch den Sportanlagenlärm, Ingenieurbüro 

Richters & Hüls, Ahaus, April 2024). 

 

Im Rahmen dieser Untersuchung wurden die Emissionen durch die Nutzung der Sportanlage 

ermittelt und beurteilt, ob diese Auswirkungen auf das Plangebiet zur Tageszeit (6.00 – 22.00) 

haben. 

Die Beurteilung erfolgte gemäß der DIN 18005-1 „Schallschutz im Städtebau“ in Verbindung 

mit der Sportanlagenlärmschutzverordnung (18. BlmSchV). 

Die in Kapitel 6.1 und in den Karten Nr. 2-9 des Gutachtens dokumentierten Ergebnisse bezo-

gen auf den Sportplatz zeigen auf, dass im Plangebiet die schalltechnische Orientierungswerte 

gemäß DIN 18005-1 Beiblatt 1 sowie der Immissionsrichtwert der 18. BlmSchV im gesamten 

Plangebiet flächendeckend eingehalten werden. 

Eine Beeinträchtigung der geplanten Wohnnutzung durch die Nutzung der Sportanlage kann 

somit ausgeschlossen werden. 

 

 

Immissionen geplantes Feuerwehrgerätehaus 

Um Aussagen zu einer möglichen Immissionsbelastung auf die vorhandene und geplante 

Wohnbebauung durch den Betrieb des geplanten Feuerwehrgerätehauses zu erhalten, wurde 

in dieser frühen Planungsphase die Machbarkeit aus schalltechnischer Sicht durch das Büro 

Richters & Hüls ermittelt und beurteilt. Grundlage für die Ermittlung und Beurteilung der Ge-

räuschimmissionen ist die Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm). 

Es wurden zwei Varianten untersucht, welche sich durch die jeweilige Lage des Feuerwehr-

gerätehauses auf dem vorgesehenen Grundstück unterscheiden (siehe Abbildungen weiter 

unten). 

Die Immissionspunkte innerhalb des Bebauungsplanes Nr. 2 „Harthfeld II“ werden mit dem 

Schutzanspruch für ein allgemeines Wohngebiet berücksichtigt. Südöstlich des geplanten 

Feuerwehrgerätehauses befindet sich ein landwirtschaftlicher Betrieb inklusive eines Wohn-

hauses (IP01). Die schutzbedürftigen Bereiche werden mit dem Schutzanspruch für ein Misch-

gebiet in Ansatz gebracht. 

 

Ergebniszusammenfassung 

Variante 1: 

In Variante 1 werden sowohl zur Tag- als auch zur Nachtzeit die geltenden Immissionsricht-

werte am IP01 eingehalten. Zur Tag- und Nachtzeit unterschreitet der ermittelte Beurteilungs-

pegel den Immissionsrichtwert um mindestens 10 dB(A). Der Immissionspunkt IP01 liegt somit 

außerhalb des Einwirkbereiches des untersuchten Feuerwehrgerätehauses. 

Bereich der innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 2 „Harthfeld II“ geplan-

ten Wohnbebauung werden zur Tagzeit Beurteilungspegel von maximal 47 dB(A) prognosti-

ziert. Damit wird der maßgebliche Immissionsrichtwert von 55 dB(A) für allgemeine Wohnge-

biete (WA) eingehalten. Zudem wird das Irrelevanzkriterium gemäß Nr. 3.2.1 TA Lärm erfüllt, 

sodass zur Tagzeit auf eine Erhebung der Geräuschvorbelastung verzichtet werden kann.  

Zur Nachtzeit treten hingegen Überschreitungen des geltenden Immissionsrichtwerts von 40 

dB(A) auf. Diese betreffen insbesondere vorgesehene Baufenster innerhalb des Plangebiets.  

Darüber hinaus wird das Spitzenpegelkriterium gemäß Nr. 6.1 TA Lärm im Bereich der südlich 

gelegenen Baufenster nicht eingehalten. 
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Abbildung 5: Lage des Feuerwehrgerätehauses, der relevanten Geräuschquellen und der umliegenden Immissi-

onspunkte (Variante 1); (Quelle:  Schalltechnische Stellungnahme zur Machbarkeit der Errichtung eines Feuer-

wehrgerätehauses im Ortsteil Harth der Stadt Büren, Richters & Hüls, Ahaus, April 2026) 

 

Variante 2: 

In Variante 2 werden ebenso sowohl zur Tag- als auch zur Nachtzeit die geltenden Immissi-

onsrichtwerte am IP01 eingehalten. Zur Tag- und Nachtzeit unterschreitet der ermittelte Beur-

teilungspegel den Immissionsrichtwert um mindestens 10 dB(A). Der Immissionspunkt IP01 

liegt somit außerhalb des Einwirkbereiches des untersuchten Feuerwehrgerätehauses.  

Im Bereich der innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 2 „Harthfeld II“ ge-

planten Wohnbebauung werden zur Tagzeit Beurteilungspegel von maximal 49 dB(A) prog-

nostiziert. Damit wird der maßgebliche Immissionsrichtwert von 55 dB(A) für allgemeine Wohn-

gebiete (WA) eingehalten. Zudem wird das Irrelevanzkriterium gemäß Nr. 3.2.1 TA Lärm er-

füllt, sodass zur Tagzeit auf eine Erhebung der Geräuschvorbelastung verzichtet werden kann.  

Zur Nachtzeit werden die geltenden Immissionsrichtwerts von 40 dB(A) ebenso im Bereich 

aller geplanten Baufenster eingehalten. Eine relevanten Geräuschvorbelastung im Sinne der 

TA Lärm kann für die Immissionsorte innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 

Nr. 2 „Harthfeld II“ nicht festgestellt werden.  

Das Spitzenpegelkriterium gemäß Nr. 6.1 TA Lärm wird im Bereich der geplanten Baufenster 

eingehalten. 

 

Da die exakte Gebäudestellung und Anordnung der Nutzungen zum jetzigen Zeitpunkt noch 

nicht feststehen, werden im Rahmen eines Baugenehmigungsverfahrens die Ergebnisse so-

weit berücksichtigt, dass ein immissionsschutzrechtlicher Konflikt vermieden wird. 
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Abbildung 6: Lage des Feuerwehrgerätehauses, der relevanten Geräuschquellen und der umliegenden Immissi-

onspunkte (Variante 2); (Quelle:  Schalltechnische Stellungnahme zur Machbarkeit der Errichtung eines Feuer-

wehrgerätehauses im Ortsteil Harth der Stadt Büren, Richters & Hüls, Ahaus, April 2026) 

 

Grundsätzlich ist jedoch darauf hinzuweisen, dass der Einsatz des Martinshorns auf dem 

Grundstück des Feuerwehrgerätehauses aus schalltechnischer Sicht nicht umsetzbar ist. Die 

Nutzung des Martinshorns sollte daher erst auf der öffentlichen Straße erfolgen. Dieses ist aus 

Sicht der Stadt Büren aufgrund der durchgehend geringen Verkehrsbelastung auf der Hepern-

straße möglich, so dass auf den Einsatz einer Ampelanlage verzichtet werden kann. 

 

 

Immissionen durch landwirtschaftliche Gerüche 

Das vom Büro Richters & Hüls erstellte Geruchsgutachten kommt zu dem Ergebnis, dass die 

für Wohn- und Mischgebiete geltenden Richtwerte nach GIRL (Geruchshäufigkeiten von 10% 

der Jahresstunden) selbst bei ungünstigsten Bedingungen deutlich unterschritten werden. 

Diese liegen zwischen 2% und 6% der Jahresstunden. Damit kann eine unzumutbare Beein-

trächtigung der Wohnnutzung durch landwirtschaftliche Gerüche ausgeschlossen werden (vgl. 

Anlage: Geruchsgutachten Bebauungsplan im Bereich Hepernstraße in Büren-Harth, Nr G-

5408-02; Ingenieurbüro Stadt Büren Richters & Hüls; Ahaus; März 2021) 

Trotzdem wird darauf hingewiesen, dass aufgrund der Nähe zu landwirtschaftlichen Betrieben 

und zu landwirtschaftlich genutzten Flächen mit gelegentlich auftretenden Staub-, Geruchs- 

und Lärmimmissionen zu rechnen ist. Diese sind als ortsüblich hinzunehmen. 
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8 Sonstige Belange 

8.1 Klimaschutz und Klimaanpassung 

Im Juli 2011 ist das „Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den 

Städten und Gemeinden“ in Kraft getreten. Den Anforderungen des Klimaschutzes und der 

Anpassung an den Klimawandel wird in den Bestimmungen über die Bauleitplanung sowohl 

durch neue Regelungen als auch durch Regelungsänderungen und -ergänzungen Rechnung 

getragen. 

Mit der Einführung der sog. Klimaschutzklausel nach § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB wird der Klima-

schutz programmatisch aufgewertet. Es wird bestimmt, dass die Bauleitplanung dazu beitra-

gen soll, dass „eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen 

zu schützen und zu entwickeln, sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbeson-

dere auch in der Stadtentwicklung zu fördern, …“ ist. 

Der neu eingeführte § 1a Abs. 5 BauGB wonach „die Erfordernisse des Klimaschutzes sowohl 

durch Maßnahmen, die den Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der An-

passung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden“, ist in der Abwägung nach 

§ 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen (Abwägungsvorbehalt). 

 

In Abhängigkeit von den örtlichen Gegebenheiten können sich Modifizierungen der lokalklima-

tischen Verhältnisse ergeben. Wesentliche Faktoren sind hier u.a. die Art der Vegetationsbe-

deckung, die Geländestruktur sowie insbesondere der Anteil offener Wasserflächen und ver-

siegelter Bereiche. 

 

Das Plangebiet liegt am südöstlichen Ortsrand der Ortschaft Harth der Stadt Büren. Da über 

die sich östlich und südlich befindenden landwirtschaftlichen Flächen eine Kaltluftbildung statt-

findet, ist der Geltungsbereich des Bebauungsplans als Teil eines kaltluftbildenden Freiland-

klimatops einzustufen. 

Im Rahmen der geplanten zusätzlichen Bebauung ist eine Veränderung des Kleinklimas im 

überplanten Bereich kaum zu erwarten. Mit Veränderungen des Lokal- und Regionalklimas ist 

aufgrund der Größe der Fläche nicht zu rechnen. 

 

Die Stadt Büren hat im Jahr 2023 ein integriertes Klimaschutzkonzept erstellt. Das integrierte 

Klimaschutzkonzept stellt eine umfassende Handlungsgrundlage dar, um den Prozess des 

Klimaschutzes langfristig und strategisch auszurichten. In der konzeptionellen Phase ist hierfür 

der energetische Status quo des Stadtgebiets ermittelt und anschließend sind Potenziale in 

verschiedenen Sektoren herausgearbeitet worden. Darauf aufbauend ist ein Handlungskon-

zept mit verschiedenen Handlungsfeldern und dazugehörigen Maßnahmen erstellt worden, 

um langfristig Treibhausgase zu reduzieren und energierelevante Strukturen in der Region zu 

verbessern. 

Zu den Handlungsfeldern gehört auch die Stadtentwicklung und Stadtplanung. Das diesbe-

züglich formulierte Klimaschutzziel lautet wie folgt: 

„Die Stadtentwicklung wird den Klimaschutz und die Klimafolgeanpassung verstärkt und prio-

risiert in ihre Planung implementieren.“ 

Um dies zu erreichen sind für das Handlungsfeld verschiedene Maßnahmen formuliert worden. 

Folgende Maßnahmen aus dem integrierten Klimaschutzkonzept werden bei der 25. Änderung 
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des Flächennutzungsplans und der parallelen Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 2 „Harth-

feld II“ berücksichtigt: 

• Klimagerechte Bauleitplanung mit Senkung des Flächenverbrauchs (Kennung: SEM-01)  

• Förderung der Artenvielfalt und Biodiversität im öffentlichen Raum (Kennung: SEM-07)  

 

Der Geltungsbereich besteht überwiegend aus einer derzeit landwirtschaftlich genutzten Flä-

che. Im Süden bildet die Hepernstraße / K 35 die Grenze.  

Mit Blick auf den überörtlichen Klimaschutz gehen durch die geplante Wohngebietsentwick-

lung und den Standort für das Feuerwehrgerätehaus landwirtschaftliche Freiflächen durch Ver-

siegelungen für Wohnbebauung, Erschließungsflächen etc. mit den entsprechenden Auswir-

kungen auf das lokale Kleinklima verloren. Obwohl bislang unbebaute Flächen in Anspruch 

genommen werden, ist durch die bereits vorhandene Haupterschließung über die Herpern-

straße / K 35 am Ortseingang von Harth eine effiziente Nutzung vorhandener Infrastrukturen 

gegeben und der Flächenverbrauch für erforderliche Erschließungsmaßnahem reduziert sich 

durch die Nutzung und Anbindung an den Bestand (SEM-01). 

 

Das städtebauliche Konzept der vorliegenden Bauleitplanung verfolgt die Umsetzung vielfälti-

ger Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen (SEM-09) zur Minimierung der Beein-

trächtigung stadtklimatischer Belange, um den benötigten Wohnraum stadtklimaverträglich im 

Ortsteil Harth zu schaffen. Auch wenn es sich bei dem Plangebiet nicht um einen dicht besie-

delten Siedlungsraum handelt, ist die Berücksichtigung von Klimaschutz- und Klimaanpas-

sungsmaßnahmen ein wesentlicher Baustein einer nachhaltigen Stadtplanung, der auch in 

Randlagen, insbesondere im Übergang zur freien Landschaft, zu berücksichtigen ist. 

 

Zur Durchgrünung und Gliederung des Gebietes werden verbindliche Pflanzvorgaben im Be-

bauungsplan getroffen. 

Durch die vorgesehene verzögerte Ableitung und der geplanten Mulden(-versickerung) nord-

östlich außerhalb des Änderungsbereiches kann das Niederschlagswasser zum Teil verduns-

ten, sodass eine kühlende Wirkung auf die Umgebung zu erwarten ist.  

Versiegelungs- und Verdichtungsmöglichkeiten werden durch die Vorgabe von Einzel- und 

Doppelhäusern i. V. m. den beschränkenden Nutzungsmaßen begrenzt, ein kleinräumiger 

Luftaustausch ist weiterhin möglich.  

Der Nutzung von regenerativen Energien kommt in Bezug auf den Klimaschutz eine beson-

dere Bedeutung zu. Zur Senkung von CO2-Emissionen soll im Plangebiet überwiegend auf 

ökologisch nachhaltige Versorgungsoptionen zurückgegriffen werden. Dazu werden im Be-

bauungsplan verpflichtende Festsetzungen zur Errichtung von Solaranlagen getroffen. 

  

Die klimatischen Auswirkungen infolge der Planung bleiben nach bisheriger Kenntnis auf den 

Planbereich und auf sein engeres Umfeld begrenzt. 

Darüber hinaus werden die externen Kompensationsmaßnahmen auf der Ausgleichsfläche 

BU-012 zu einer ökologischen Aufwertung führen und die Biodiversität im Vergleich zum Be-

stand fördern. 
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8.2 Denkmalschutz und Denkmalpflege 

Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes befinden sich nach heutigem Wis-
sensstand keine Baudenkmale oder sonstigen Denkmale im Sinne des Denkmalschutzgeset-
zes NRW. 
Dennoch wird folgender Hinweis in die Planung mit aufgenommen:  

Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Boden-

funde, d. h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in 

der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen 

und/oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit, Fossilien) entdeckt werden. Die Ent-

deckung von Bodendenkmälern ist der Stadt/Gemeinde als Untere Denkmalbehörde und/oder 

der LWL Archäologie für Westfalen/Außenstelle Bielefeld (Am Stadtholz 24a, 33609 Bielefeld, 

Tel.: 0521 380930-30; E-Mail: lwl-archaeologie-bielefeld@lwl.org) unverzüglich anzuzeigen. 

Das entdeckte Bodendenkmal und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf von einer Wo-

che nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Obere Denkmalbehörde die 

Entdeckungsstätte vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die Obere Denk-

malbehörde kann die Frist verlängern, wenn die sachgerechte Untersuchung oder die Bergung 

des Bodendenkmals dies erfordern und dies für die Betroffenen zumutbar ist (§ 16 Abs. 2 

DSchG NRW). Gegenüber der Eigentümerin oder dem Eigentümer sowie den sonstigen Nut-

zungsberechtigten eines Grundstücks, auf dem Bodendenkmäler entdeckt werden, kann an-

geordnet werden, dass die notwendigen Maßnahmen zur sachgemäßen Bergung des Boden-

denkmals sowie zur Klärung der Fundumstände und zur Sicherung weiterer auf dem Grund-

stück vorhandener Bodendenkmäler zu dulden sind (§ 16 Abs. 4 DSchG NRW). 

 

8.3 Bodenschutz 

Der bei Baumaßnahmen auf den Privatgrundstück anfallende Bodenaushub ist möglichst weit-

gehend auf dem Grundstück zu belassen, auf dem er anfällt. 

 

8.4 Altlasten 

Nach § 2 Abs. 1 Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) besteht die Verpflichtung, Anhalts-

punkte für das Vorliegen einer Altlast oder schädlichen Bodenveränderungen unverzüglich der 

zuständigen Bodenschutzbehörde mitzuteilen, sofern derartige Feststellungen bei der Durch-

führung von Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen oder ähnlichen Eingriffen in den Bo-

den und in den Untergrund getroffen werden. 

Sollten daher bei Erdarbeiten Abfallablagerungen oder Bodenverunreinigungen festgestellt 

werden, ist die Abteilung Abfallwirtschaft des Kreises Paderborn umgehend zu benachrichti-

gen. Die vorgefundenen Abfälle bzw. verunreinigter Boden sind bis zur Klärung der weiteren 

Vorgehensweise gesichert zu lagern. 
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9 Umweltbelange  

9.1 Umweltbericht / Kompensationsmaßnahmen 

Gemäß den Vorgaben des § 1 Abs. 6 BauGB sind im Rahmen der Umweltprüfung die Auswir-

kungen auf folgende Schutzgüter und ihre Wechselwirkungen untereinander zu prüfen: 

• Mensch und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt 

• Tiere 

• Pflanzen 

• Biologische Vielfalt 

• Fläche 

• Boden 

• Wasser 

• Klima und Luft 

• Landschaft 

• Kultur- und sonstige Sachgüter 

Dazu wurde durch das Büro für Landschaftsplanung Mestermann ein Umweltbericht erstellt, 

der Bestandteil dieser Begründung ist. 

Zusammenfassend wird deutlich, dass von der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 2 „Hart-

hfeld II“ in Verbindung mit der 25. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Büren keine 

relevanten Wirkungen auf die Schutzgüter Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevöl-

kerung insgesamt, Wasser, Klima und Luft, Landschaft und Kulturgüter und sonstige Sachgü-

ter ausgehen. Für die Schutzgüter Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Fläche und Boden er-

geben sich teilweise erhebliche Beeinträchtigungen, die jedoch bei Beachtung von Vermei-

dungs- sowie Kompensationsmaßnahmen ausgeglichen werden können. 

 

Maßnahmen zur Vermeidung und zum Ausgleich nachteiliger Umweltauswirkungen 
Zur Vermeidung und zum Ausgleich nachteiliger Umweltauswirkungen wurden folgende Ver-

meidungs- und Verminderungsmaßnahmen beschrieben: 

 
Schutzgut Tiere 

• Rodungs- und Räumungsmaßnahmen von Vegetationsflächen sind nur zwischen dem 1. 

Oktober und dem 28./29. Februar durchzuführen. 

• Die Aktivitäten der Baumaßnahmen (Baustelleneinrichtung, Erdarbeiten, Materiallagerung 

etc.) sind auf vorhandene befestigte Flächen oder zukünftig überbaute Bereiche zu be-

schränken. Damit wird sichergestellt, dass zu erhaltende Gehölz- und Vegetationsbe-

stände der näheren Umgebung vor Beeinträchtigung geschützt sind und auch weiterhin 

eine Funktion als Lebensraum übernehmen können. 

• Der Abbruch der Bestandsgebäude ist außerhalb der Brutzeit und in der Überwinterungs-

phase der Fledermäuse im Zeitraum November bis Ende Februar durchzuführen. Um si-

cherzustellen, dass ggf. gefundene Fledermäuse unverzüglich versorgt werden, sind die 

Abbrucharbeiten der Dachflächen händisch vorzunehmen und im Rahmen einer umwelt-

fachlichen Baubegleitung zu dokumentieren. 

• Sofern in den zum Abbruch vorgesehenen Gebäuden eine Quartiernutzung durch Fleder-

mäuse und Niststätten von Vogelarten festgestellt werden, müssen als CEF-Maßnahme 

vor Abbruch des Gebäudes Fledermauskästen, Kunstnester bzw. Nisthilfen an geeigneten 
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Stellen im Umfeld angebracht werden. Art und Ort der Ersatzquartiere sind mit der zustän-

digen Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen und fachgutachterlich zu begleiten. 

• Darüber hinaus wird empfohlen, am geplanten Feuerwehrgerätehaus 5 Fledermauskäs-

ten anzubringen. Besonders geeignet sind gedämmte Ganzjahreskästen die in die Ge-

bäudefassade integriert werden können. 

 

Schutzgut Pflanzen 
Die Aktivitäten der Baumaßnahmen (Baustelleneinrichtung, Erdarbeiten, Materiallagerung) 

sind auf das Plangebiet und die zukünftig befestigten oder überbauten Flächen zu beschrän-

ken. Alle an das Plangebiet angrenzenden Gehölzbestände sind zu erhalten und während der 

Baumaßnahmen vor Beeinträchtigungen zu schützen. Die erforderlichen Schutzmaßnahmen 

ergeben sich aus der DIN 18920 Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Schutz von Bäu-

men, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen. Im Besonderen ist da-

für Sorge zu tragen, dass im Bereich von Kronentraufen zzgl. 1,50 m 

• keine Baufahrzeuge oder -maschinen fahren oder geparkt werden 

• nichts gelagert wird 

• keine Abgrabungen oder Verdichtungen vorgenommen werden 

Bei Ausfall- oder Ersatzpflanzungen der zu erhaltenden Baumreihe sind die dort vorhandenen 

lebensraumtypischen Baumarten Linde, Eiche, Birke und Hainbuche zu pflanzen. 

 

Schutzgut Boden 
Für die im Plangebiet anstehenden Böden kann im Zusammenhang mit dem geplanten Vor-

haben keine Verminderungs- oder Vermeidungsmaßnahme formuliert werden. Bei Realisie-

rung des Vorhabens ist ein Verlust bzw. eine nachhaltige Veränderung der anstehenden Bo-

dentypen nicht zu vermeiden. Hinsichtlich der gebotenen Eingriffskompensation wird auf die 

Ausführungen im Kap. 4.3 des Umweltberichtes verwiesen. 

Eine Beeinträchtigung natürlicher Böden in den Randbereichen außerhalb des Plangebietes 

wird zuverlässig verhindert, indem im Rahmen der Bautätigkeit die begleitenden Maßnahmen 

im Umfeld (z. B. Baustelleneinrichtung, Materiallagerung, Materialtransport) auf das Plange-

biet und die zukünftig befestigten oder überbauten Flächen beschränkt werden. Es gelten 

grundsätzlich die DIN 18300 (Erdarbeiten) sowie die DIN 18915 (Bodenarbeiten). 

Nach § 202 BauGB in Verbindung mit DIN 18915 ist bei Errichtung oder Änderung von bauli-

chen Anlagen der Oberboden (Mutterboden) in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Ver-

nichtung zu schützen. Er ist vordringlich im Plangebiet zu sichern, zur Wiederverwendung zu 

lagern und später wieder einzubauen. 

 

Schutzgut Wasser 
Durch das Vorhaben werden weder das Grundwasser noch Oberflächengewässer beeinträch-
tigt. Die folgenden Maßnahmen sind dennoch bei der Durchführung der Bauarbeiten 
zu beachten: 

• keine Lagerung wassergefährdender Stoffe (Schmier-, Treibstoffe, Reinigungsmittel, Far-

ben, Lösungsmittel, Dichtungsmaterialien etc.) außerhalb versiegelter Flächen 

• Gewährleistung der Dichtheit aller Behälter und Leitungen mit wassergefährdenden Flüs-

sigkeiten bei Baumaschinen und -fahrzeugen 

  



 Begründung zur 25. Änderung des Flächennutzungsplans „Bereich Harthfeld“. OT Harth    -Entwurf- 

- 17 - 

 

Kompensationsmaßnahmen 

Zur Kompensation des Eingriffs in den Naturhaushalt bedarf es des Nachweises von 30.656 

Biotopwertpunkten. Für den Nachweis des Kompensationsbedarfs steht die anerkannte Kom-

pensationsfläche BU-012 in der Gemarkung Büren, Flur 10, Flurstück 42 zur Verfügung. Es 

handelt sich um eine Ackerfläche, die aufgeforstet wurde. 

 

9.2 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 

Im Zusammenhang mit dem Bauleitplanverfahren wurde im Rahmen einer Artenschutzprüfung 

untersucht, ob gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) eine unzulässige Betrof-

fenheit von artenschutzrechtlich relevanten Arten eintreten kann. Der als Anlage dieser Be-

gründung beigefügte artenschutzrechtliche Fachbeitrag dient hierfür als fachliche Grundlage. 

Im Untersuchungsgebiet befinden sich ein FFH-Gebiet, zwei Landschaftsschutzgebiete, fünf 

Biotopkatasterflächen, neun gesetzlich geschützte Biotope und drei Biotopverbundflächen. 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 2 „Harthfeld II“ in Verbindung mit der 

25. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Büren können Wirkungen auf die folgen-

den Lebensraumtypen entstehen: 

• Fettwiesen und -weiden 

• Gärten, Siedlungsbrachen 

• Gebäude 

• Kleingehölze, Allen, Bäume, Gebüsche, Hecken 

• Säume und Hochstaudenfluren 

• Acker 

 

Die Auswertung des Fachinformationssystems „Geschützte Arten in Nordrhein-Westfalen“ für 

dem 4. Quadranten des Messtischblattes 4417 „Büren“ ergab Hinweise auf insgesamt 44 Arten 

(drei Säugetierarten und 41 Vogelarten), die als planungsrelevant eingestuft sind. Planungs-

relevante Pflanzenarten werden nicht genannt. 

Im Rahmen der Ortsbegehung am 20. Februar 2026 erfolgte eine Plausibilitätskontrolle. Dabei 

wurde überprüft, ob die Arten der Artenliste im Plangebiet bzw. im Untersuchungsgebiet hin-

sichtlich ihrer individuellen Lebensraumansprüche tatsächlich vorkommen bzw. vorkommen 

können und in welchem Umfang sie von dem geplanten Vorhaben betroffen sein könnten. 

Grünlandflächen stellen grundsätzlich potenzielle Lebensräume für Offenlandarten dar. Im vor-

liegenden Fall ist dies jedoch, bedingt durch die Ortsrandlage des Plangebiets und der damit 

einhergehenden Störwirkungen der benachbarten Bebauung, bereits eingeschränkt. Der Plan-

gebietsfläche kann eine potenzielle Eignung als nichtessenzielles (Teil-)Nahrungshabitat für 

Vogelarten mit großen Raumansprüchen und störungsunempfindlichen Vogelarten der Kultur-

landschaft sowie als nichtessenzielles (Teil-)Jagdgebiet für einige Fledermausarten zugespro-

chen werden. 

Die Gebäude im Plangebiet und im angrenzenden Siedlungsbereich sind generell geeignet, 

gebäudebewohnenden Tierarten eine Quartiermöglichkeit zu bieten. Während der Ortsbege-

hung konnten keine aktuellen oder ehemaligen Niststätten festgestellt werden. Ein Vorkom-

men von streng geschützten Fledermausarten in oder an den Gebäuden kann nicht ausge-

schlossen werden. Eine vertiefende Prüfung einer potenziellen Quartiernutzung der Gebäude 

wurde bei der Ortsbegehung nicht durchgeführt, da die Gebäude nicht zugänglich waren. 
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Häufige und weit verbreitete Arten 

Eine artenschutzrechtliche Betroffenheit gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG der häufigen und 

verbreiteten Vogelarten wird unter Berücksichtigung der nachstehenden Vermeidungsmaß-

nahmen ausgeschlossen: 

• Rodungs- und Räumungsmaßnahmen von Vegetationsflächen sind nur zwischen dem 1. 

Oktober und dem 28./29. Februar durchzuführen. 

• Die Aktivitäten der Baumaßnahmen (Baustelleneinrichtung, Erdarbeiten, Materiallagerung 

etc.) sind auf vorhandene befestigte Flächen oder zukünftig überbaute Bereiche zu be-

schränken. Damit wird sichergestellt, dass zu erhaltende Gehölz- und Vegetationsbe-

stände der näheren Umgebung vor Beeinträchtigung geschützt sind und auch weiterhin 

eine Funktion als Lebensraum übernehmen können. 

 
Planungsrelevante Arten 

Besonders geschützte Pflanzenarten kommen im Untersuchungsgebiet nicht vor. Dement-

sprechend ergibt sich keine Relevanz des § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG, wonach es verboten 

ist, wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus 

der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. 

Im Rahmen der Vorprüfung konnten artenschutzrechtlich relevante Beeinträchtigungen durch 

das Bauleitplanverfahren für die planungsrelevanten Arten Breitflügelfledermaus, Zwergfleder-

maus, Mehlschwalbe, Rauchschwalbe und Turmfalke nicht sicher ausgeschlossen werden. 

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 2 „Harthfeld II“ in Verbindung mit der 25. 

Änderung des Flächennutzungsplanes ist der Abbruch der Bestandsgebäude erforderlich. 

Wenn Gebäudeabbrüche durchgeführt werden, so ist eine potenzielle Betroffenheit von ge-

bäudebewohnenden Vogel- und Fledermausarten gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 

BNatSchG nicht sicher auszuschließen. Die im Plangebiet vorhandenen Gebäude können den 

genannten Vogelarten als Niststätte und den Fledermäusen als Sommer- oder als Zwischen-

quartier dienen. Eine Eignung als Winterquartier ist nicht zu erwarten. 

Vor den Abbrucharbeiten ist im Rahmen einer umweltfachlichen Baubegleitung, eine Intensiv-

kontrolle der zum Abbruch vorgesehenen Gebäude auf eine Quartiernutzung durch Vogel- und 

Fledermausarten durchzuführen, um so eine Betroffenheit gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 

BNatSchG ausschließen zu können. 

Der Abbruch der Bestandsgebäude ist außerhalb der Brutzeit und in der Überwinterungsphase 

der Fledermäuse im Zeitraum November bis Ende Februar durchzuführen. 

Um sicherzustellen, dass ggf. gefundene Fledermäuse unverzüglich versorgt werden, sind die 

Abbrucharbeiten der Dachflächen händisch vorzunehmen und im Rahmen einer umweltfach-

lichen Baubegleitung zu dokumentieren. 

Sofern in den zum Abbruch vorgesehenen Gebäuden eine Quartiernutzung durch Fleder-

mäuse und Niststätten von Vogelarten festgestellt werden, müssen als CEF-Maßnahme vor 

Abbruch der Gebäude Fledermauskästen, Kunstnester bzw. Nisthilfen an geeigneten Stellen 

im Umfeld angebracht werden. Art und Ort der Ersatzquartiere sind mit der zuständigen Unte-

ren Naturschutzbehörde abzustimmen und fachgutachterlich zu begleiten. 

Darüber hinaus wird empfohlen, am neu geplanten Feuerwehrgerätehaus 5 Fledermauskäs-

ten anzubringen. 
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Ergebnis 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 2 „Harthfeld II“ in Verbindung mit der 25. Änderung 

des Flächennutzungsplanes löst unter Berücksichtigung der genannten Vermeidungs- und Er-

satzmaßnahmen keine Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG aus. 

 

 

10 Monitoring 

Gemäß § 4c BauGB erfolgt die Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen, die auf 

Grund der Bauleitpläne eintreten, durch die Stadt Büren. Dadurch sollen insbesondere unvor-

hergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig ermittelt werden, um in der Lage zu sein, 

geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen.  

  

Hinsichtlich der Einhaltung der im parallel aufzustellenden Bebauungsplan vorgesehenen 

Festsetzungen ist ein Monitoring erforderlich. Dabei sind die sachgerechte Durchführung und 

Umsetzung der Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen zu prüfen. 

 

Die Stadt Büren ist dafür zuständig, dies nach Aufstellung des Bauleitplans zu kontrollieren 

und zu dokumentieren. 

 

 
 

Aufgestellt:  
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33 142 Büren  
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